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Vorwort des Tagungsleiters 

Arbeitsteilung und Differenzierung  in der Gesellschaft entsprechen 
Regierungssystemen, die durch ebenfalls differenzierte  und speziali-
sierte Programm-, Organisations-, Prozeß- und Personalstrukturen 
gekennzeichnet sind. So folgt etwa die Entwicklung von Gesetzen und 
Plänen im Ministerialbereich zunächst im Prinzip den Kompetenzver-
teilungen zwischen den Ministerien, den fachlichen Zielsetzungen, den 
zugeteilten Mitteln, dem Sachverstand der Ressortangehörigen. Es 
bedarf  eigener Aktivitäten, um das entwickelte Programm mit benach-
barten Regierungsvorhaben zu koordinieren und in die allgemeine 
Regierungspolitik zu integrieren. Hier haben die Staatskanzleien ihren 
bewährten Platz. Jedoch sind die Anforderungen  an die Koordination 
und Integration in den letzten Jahren auffällig  gewachsen. Das läßt 
sich äußerlich an den organisatorischen Veränderungen und den perso-
nellen Ausweitungen der Staatskanzleien ablesen und hat in der Sache 
mannnigfache Gründe, von denen w i r folgende als Beispiel nennen. 

Die Interdependenzen der durch das öffentliche  Handeln zu lösenden 
Probleme auf den Gebieten von Gesundheit, Bildung, Verkehr usw. und 
die internen Kompetenz-, Arbeits-, Machtverteilungen der Regierung 
sind nicht einfach kongruent. Dem stehen schon die Eigenentwick-
lungen, die die einmal eingerichteten Institutionen nehmen, entgegen. 
Aber es zeigt sich immer öfter,  daß gewisse von den spezialisierten 
Einheiten als Fachfragen wahrgenommene und zum Gegenstand von 
Einzelprogrammen gemachte soziale Probleme dem Grund nach so 
weitreichend sind, daß ihre isolierte Behandlung von vornherein unzu-
träglich ist. Die politisch-administrativen Schwierigkeiten mit dem 
Umweltschutz, der Landesentwicklung, der Berufsbildung haben vor 
den Ressortgrenzen nicht haltgemacht. Diesbezügliche Fachvorhaben 
weisen positive und negative Effekte  auf, deren angemessene Berück-
sichtigung für andere Teilpolit iken oder die Gesamtpolitik nicht bloß 
durch die Neuabgrenzung der Kompetenzen und sonst durch herkömm-
liche Koordinationsmaßnahmen erreicht werden kann. 

Es lassen sich mehrere Strategien vorstellen, mi t denen man ver-
suchen könnte, den steigenden Anforderungen  an Koordination und 
Integration zu entsprechen, wie sie am Beispiel der weitgehenden Spe-
zialisierung des öffentlichen  Handelns bei gleichzeitiger Zunahme der 
hochinterdependenten öffentlichen  Aufgaben zum Ausdruck kommen. 
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Erstens könnten die geübten Koordinationsmuster intensiviert, die 
nachträgliche Selbstabstimmung der Ministerien reorganisiert, die Ein-
schaltung von Regierungschef und Kabinett und damit der Staatskanz-
lei verbessert, die ökonomischen Koordinationszwänge des Budgetie-
rungsprozesses umorientiert werden. Es bliebe dann auch in den kr i -
tischen Fällen zunächst bei einer Informationsverarbeitung  und Inter-
essenberücksichtigung nach den selektiven Aufmerksamkeiten der aus-
differenzierten  Ressorteinheiten. Die umfassendere Problemperspek-
tive müßte anschließend durchgesetzt werden. W i l l man die Nachteile 
einer im Ansatz spezialisierten Programmentwicklung vermeiden, so 
könnte man zweitens an eine stärkere Zentralisierung denken. Pla-
nungsfunktionen könnten von der Ressortebene mehr auf die Ebene 
von Regierungschef und Kabinett zugeordneten Institutionen wie der 
Staatskanzlei verlagert werden. Informationen und Interessen der 
Gesamtpolitik könnten von vornherein bei den so bearbeiteten Regie-
rungsvorhaben berücksichtigt werden. Freilich müßten auch jene 
Leistungsverluste in Rechnung gestellt werden, die die zentralisierte 
Regierungstätigkeit erfahrungsgemäß mit sich bringt. 

Lehnt man eine ausgeprägte Zentralisierung und damit die Staats-
kanzleien als Oberministerien ab, so könnte drittens eine Strategie 
eingeschlagen werden, die einen Dualismus von Ressorts und Zentrale 
zu vermeiden und neue Qualitäten in den kommunikativen Verknüp-
fungsmustern der arbeitsteiligen Regierungseinheiten aufzubauen ver-
sucht. I n ein solches Vorgehen läßt sich vieles einbeziehen: gemeinsame 
Informationssysteme und Verbindungsgremien, Vorgaben von Grund-
daten und Methoden, Planung der Planung, gemeinsame Programm-
entwicklungen bei ressourcenbezogenen Querschnittsaufgaben, ressort-
übergreifende  Init iat iven bei hochinterdependenten Aufgaben. Schließ-
lich wäre zu prüfen, wie eine integrierte Planung hergestellt werden 
könnte, die — ohne auf die fachlichen Kapazitäten der Ministerien 
bei der Problemverarbeitung zu verzichten — aus den Teilaktivitäten 
eine eigene Ordnung im Sinne umfassender Aufgabenstellungen der 
Regierung bilden könnte. Es ginge nicht darum, eine Entwicklung der 
Dedifferenzierung  gegenüber den Ressorts einzuleiten, sondern die 
zwischen den Teilsystemen bestehenden Unterschiede durch die B i l -
dung von neuen Relationen, die auf die Gesamtpolitik zu beziehen sind, 
möglichst aufzuheben. 

Als die Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer im Jahre 
1966 unter der Leitung von Fritz Morstein Marx eine verwaltungs-
wissenschaftliche Arbeitstagung über „Die Staatskanzlei: Aufgaben, 
Organisation und Arbeitsweise auf vergleichender Grundlage" durch-
führte, deuteten sich die wachsenden Anforderungen  an Koordination 
und Integration im Regierungsbereich an. I n einer Reihe von anderen 
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Tagungen, zuletzt der Internationalen Arbeitstagung 1974 über „Re-
gierungspolitik und Koordination" zeigten sich steigende Tendenzen. 
Es konnte darüber hinaus auf vielfältige Lösungsversuche für die hier-
aus entstehenden Fragen hingewiesen werden. Unterschiedliche Stra-
tegien zeichneten sich ab. Nunmehr schien es an der Zeit, mi t dem 
Thema der „Koordination und integrierten Planung in den Staats-
kanzleien" eine A r t Zwischenbilanz zu ziehen. Al le Staatskanzleien 
haben sich in den letzten Jahren durch ihren Aufgabenzuschnitt, ihre 
Aufbauorganisation,  ihre Verfahrensweisen  und ihre Personalausstat-
tung auf die geänderten Koordinations- und Planungsfunktionen ein-
gestellt. 

Bei der Gestaltung der Herbsttagung 1975 wurde die politische 
Ebene der Länder in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit  gestellt. 
Das hat nichts mi t einer Bewertung der Entwicklungen auf Bundes-
ebene zu tun. Die Anstrengungen des Bundeskanzleramtes auf dem 
Gebiete von Koordination und Planung vom Ende der 60er Jahre an 
sind beträchtlich. Sie sind auch bei der Internationalen Tagung 1974 
gewürdigt worden (vgl. Klaus König, Die Rolle zentraler oder ressort-
eigener Einheiten für Regierungspolitik und für Planung im Bereich 
der Politikentscheidungen und Prioritätensetzung — am Beispiel der 
Bundesrepublik Deutschland). Sie haben durch die Akteure selbst und 
durch Anteilnahmen von Wissenschaft und Praxis eine weite publizisti-
sche Verbreitung erfahren.  Hingegen sind die vielfältigen Bemühungen 
der Landesregierungen um Koordination und integrierte Planung nur 
zum Teil bekannt geworden. Demgemäß wurde es als wünschenswert 
angesehen, jetzt möglichst umfassende Informationen über die ein-
schlägigen Unternehmungen der Länder zu gewinnen. Diese Unter-
richtung konnte durch eine Präsentation nur während der Tagung 
selbst nicht erreicht werden. Deswegen wurden zur Vorbereitung der 
Verhandlungen und für diesen Tagungsband Landesberichte ange-
fertigt,  die jeweils über die Koordination und integrierte Planung in 
den Staats- und Senatskanzleien Auskunft geben. Angesichts der Viel-
falt der Gegebenheiten in den Ländern wurde durch die Vorgabe eines 
Rasters versucht, ein Mindestmaß an vergleichbarer Problembehand-
lung zu erreichen. 

Im Hinblick auf die insbesondere informatorischen  Absichten schien 
es angemessen, vor allem die Praxis selbst zu Worte kommen zu lassen. 
Die Sozialwissenschaften haben zwar die politische Planung zu einem 
bevorzugten literarischen Gesprächsstoff  gemacht. Der Erfahrungs-
gegenstand der öffentlichen  Verwaltung und damit Koordination und 
integrierte Planung selbst müssen aber noch besser bekannt werden. 
Hier sind w i r auf die Mithi l fe der Praktiker angewiesen. Entsprechend 
sind die Ergebnisse der verwaltungswissenschaftlichen Arbeitstagung 




